STADT SCHWABACH

BESCHLUSSVORLAGE i
- offentlich - A.41/368/2020
Die Goldschlagerstadt.
Sachvortragende/r Amt / Geschaftszeichen
Stadtbaurat Ricus Kerckhoff Amt flr Stadtplanung und Bauordnung

| Sachbearbeiter/in:  Claudia Wopke

Vorhabenbezogener Bebauungsplan VEP S-IX-18 "Quartier Drei-S" - Abwéagung der
Fruhzeitigen Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung und Billigung des Entwurfs
Anlagen:

Abwagungstabelle friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung
Vorhabenbezogener Bebauungsplan VEP S-1X-18

Textliche Festsetzungen VEP S-IX-19

Begriindung

Vorhaben- und ErschlieBungsplan - Bebauung

Vorhaben- und ErschlieBungsplan - Erschliel3ung/ Stellplatze

Vorhaben- und ErschlieBungsplan - Griinanlagen

Vorhaben- und ErschlieBungsplan - Ver- und Entsorgung

Antrag der Fa. Hogner auf Stellplatzreduzierung

Alternativkonzept Stellplatzreduzierung

Terminplan der Fa. Hogner

RROOoNOO~WNE

= o

Beratungsfolge Termin Status Beschlussart

Planungs- und Bauausschuss 19.05.2020 | nicht offentlich | Beschlussvorschlag

Stadtrat 29.05.2020 offentlich Beschluss

Beschlussvorschlag:

1. Den Abwéagungsvorschlagen zu den Stellungnahmen aus der frithzeitigen Offentlich-
keitsbeteiligung wird zugestimmt.

2. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der Innenentwicklung mit in-
tegriertem Grinordnungsplan VEP S-1X-18 ,Quartier Drei-S*, einschlief3lich des Vor-
haben- und Erschliefungsplanes wird gebilligt.

Finanzielle Auswirkungen |Ja | X | Nein

Kosten It. Beschlussvorschlag

Gesamtkosten der Malihahme

davon fur die Stadt

Haushaltsmittel vorhanden?

Folgekosten?
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Klimaschutz

I. Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den
Klimaschutz:

[l. Wenn ja, negativ: Bestehen alternative Handlungs-
Optionen?

Ja, positiv* Ja*
Ja, negativ* Nein*
X | Nein

*Erlauterungen dazu sind im Sachvortrag aufzufthren.
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. Zusammenfassung

In der Stadtratssitzung am 27.09.2019 wurde der Gebaudeplanung des Vorhabens insbe-
sondere hinsichtlich der Geb&udekubatur grundséatzlich zugestimmt. Somit fand mit dem da-
mals vorgestellten Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der Innenentwick-
lung VEP S-1X-18 ,Quartier Drei-S* die frilhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung vom 21.10. —
18.11.2019 statt.

In der heutigen Sitzung sollen die eingegangenen Stellungnahmen entsprechend der Abwa-
gungsvorschlage behandelt und abgewogen und der Entwurf des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes gebilligt werden. Als nachster Verfahrensschritt soll die Beteiligung der Of-
fentlichkeit, der Behérden und Trager 6ffentlicher Belange durchgefihrt werden.

ll. Sachvortrag*

1. Ergebnisse der frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung (siehe Anlage 1)

Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Nurnberg: Das StBA ist betroffen, da es fir die
Nordliche RingstraRe/ Bundesstralie als Stral3enbaulasttrager zustandig ist. Es wird ein Ver-
kehrsgutachten gefordert, in dem die Leistungsfahigkeit der beiden Knotenpunkte Galgen-
gartenstral3e und Staedtlerstrale nachgewiesen wird. Es wird weiterhin gefordert, dass not-
wendige Anderungen an den Einmiindungen noch vor Errichtung der Hochbauten zu erfol-
gen haben und dass das StBA keinerlei Kosten tragt, die im Zusammenhang mit dem Bau-
leitplan und den evtl. notwendigen Anderungen in den Einmundungsbereichen stehen.

Das Gutachten liegt vor mit dem Ergebnis, dass beide Knotenpunkte auch ohne das Vorha-
ben ,Quartier Drei-S*“ bereits Gberlastet sind. Die Stadt wird ein Mobilitatskonzept erarbeiten,
bei dem die verkehrliche Situation tUbergreifend untersucht wird. Vorerst sollen keine dauer-
haften baulichen Mal3nahmen, wie Lichtsignalanlage oder Kreisverkehr, an beiden Kreu-
zungspunkten vorgesehen werden. Entsprechend der Ergebnisse des Mobilitatskonzeptes
werden zum spateren Zeitpunkt geeignete Mal3nahmen vorgesehen.

Wahrend der BaumalRhahme wird die Kreuzung StaedtlerstralRe als Provisorium umgebaut,
so dass hier die Abwicklung des Baustellenverkehrs eine Testphase darstellt. (gegenlaufige
Befahrbarkeit des ersten Teils der Staedtlerstral3e, Linksabbiegerspur auf der nérdlichen
Ringstral3e)

Die Kosten fiir den im vorhabenbezogenen Bebauungsplan und Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan dargestellten Endzustand des Kreuzungsbereichs an der Staedtlerstralle (zusatz-
liche Linksabbiegerspur in der StaedtlerstralRe nach Westen mit Straldenaufweitung und
FuRgangerinsel sowie einer FulRgangerinsel auf der Nordlichen Ringstral3e), werden von der
Fa. Hogner getragen.

Nach der Fertigstellung und dem Probebetrieb werden in Abstimmung mit dem Staatlichen
Bauamt Nurnberg weitere Malinahmen festgelegt. Eine spatere Ausstattung z.B. mit einer
Ampelanlage wirde die Geometrie dieses Kreuzungsausbaus zulassen.

Der VGN und der Stadtverkehr Schwabach sehen hier die Einrichtung einer zusétzlichen
Bushaltestelle als erforderlich an. Eine eigene zuséatzliche Haltestelle auf der Westseite der
Gebé&ude an der Nordlichen Ringstralie anzuordnen, wurde geprift und nicht weiterverfolgt.
Im Norden und Siiden des Areals befinden sich bestehende und erreichbare Haltestellen in
einer Entfernung von 150-200 m.

Die Topografie und die Gelandeneigung entlang der ndrdlichen Ringstral3e lassen keine
sinnvolle und barrierefreie Anordnung einer Haltestelle zu. Das Anfahren am Berg kdnnte
hinsichtlich LArmentwicklung und bei Glatte kritisch werden, mogliche Rickstaus, Auffahrun-
falle, geringe Abstande zu den vorhandenen Haltestellen sprechen dagegen. Aufgrund der
im Nahverkehrsplan Schwabach festgelegten Haltestellenradien wére eine Haltestelle nicht
zwingend erforderlich. Zudem befinden sich an der Nordlichen Ringstral3e geplante Bewoh-
nerzimmer und eine Anordnung einer Haltestelle direkt am Gebaude lasst sich nicht mit die-
ser Nutzung vereinbaren. Deshalb ist vorerst keine weitere Haltestelle geplant.
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Die Untere Naturschutzbehdrde fordert das Pflanzen von 7 Grof3bdumen. Diese Forderung
wird mit der Festsetzung von 4 GrofRbaumen/ Baumen 1. Ordnung und 6 Kleinbaumen be-

ricksichtigt. Diesbeztiglich erfolgte im Rahmen der Entwurfsausarbeitung eine Abstimmung
mit der UNB.

Private Anlieger (4 Stellungnahmen): Die unmittelbar dstlich an das Baugebiet grenzenden
Nachbarn wenden sich gegen Grenzbebauungen mit Garagen und Stellplatzen sowie den
dort geplanten Wohngebauden mit teilweise 3 Geschossen. Sie beflirchten eine Hochhaus-
wirkung und Verdunkelung durch die neuen Gebaude sowie durch die Stellplatze Autos und
Abgase bis in den Wohn-und Terrassenbereich.

Die gesetzlichen Abstandsflachen der Bayerischen Bauordnung entsprechend Art.6, Abs.7
werden bei der Bebauung eingehalten. Es wéare rechtlich gesehen ein weiteres Heranriicken
der Bebauung an die 6stliche Grundstiicksgrenze maoglich. Die Héhe der Geb&ude flhrt nicht
zu einer Beeintrachtigung der Belichtung, Bellftung, Besonnung und Brandschutz. Bei der
Errichtung der Garagen wird ebenfalls die Bayerische Bauordnung eingehalten. In der weite-
ren Detailplanung wird durch den Vorhabentrager in Abstimmung mit dem Nachbarn eine
gemeinsame Ldsung zur Grenzgestaltung (Zaun, Sichtschutz) erarbeitet.

Der Hinweis des Gesundheitsamtes bzgl. der Larmentwicklung an einer stark befahreneren
Stral3e wurde durch die Erstellung eines Larmgutachtens und der daraus resultierenden
Mafnahmen berlcksichtigt. Weitere Ausfihrungen siehe unter Punkt 2.3 Larmgutachten.

Das Wasserwirtschaftsamt gibt zahlreiche Hinweise zum Thema Bodenschutz, die dem Vor-
habentrager bekannt sind und beachtet werden, und die in Abstimmung mit dem Umwelt-
schutzamt sowohl im vorhabenbezogenen Bebauungsplan als auch im Durchfiihrungsvertrag
geregelt werden. Die Beachtung der Hinweise bzgl. der erhéhten Anforderungen an Nieder-
schlagswasserruckhaltung und Uberflutungssicherheit erfolgt im Rahmen der Entwasse-
rungsplanung und der Fachplanung TGA.

2. Inhalte und Planungsziele des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und des
Vorhaben- und ErschlieBungsplanes (Anlagen 2 - 8)

Das Nutzungs- und ErschlieBungskonzept sowie die Dimension der Baukdrper entspricht
grundsatzlich der in den vorangegangenen Stadtratssitzungen (21.12.2018 und 27.09.2019)
vorgestellten Planung. Die Planungsziele wurden beibehalten. Im Rahmen der Erarbeitung
des Entwurfes wurden die Inhalte weiter prazisiert.

2.1 Abweichungen von der Garagen- und Stellplatzsatzung (GaStS) (Anlagen 6, 9 und
10)

In der Anlage 9 ist der Antrag der Hogner Bau GmbH beigefiigt, der die Abweichung von der
Garagen- und Stellplatzsatzung und deren Begriindung zum Inhalt hat. Die Verwaltung sieht
hier eine sinnvolle planerische Lésung, die begriindbar und entsprechend gerechtfertigt ist.
Dazu folgende Ausfiihrungen:

Die Planung sieht die Ausweisung eines inklusiven Quartiers mit Seniorenzentrum, Wohn-
heim fur Menschen mit Behinderung, Haus fur Kinder und Wohnungen vor, das zusétzlich
auch eine o6ffentliche Nutzung wie Café, Innenhof, Veranstaltungen erméglichen soll. Das
stadtebauliche Ziel der Offnung und Inklusion, der Schaffung eines Ortes der Kommunikation
bedingt, dass der Innenhof als griiner Aufenthalts- und Begegnungsbereich frei von Stellplat-
zen gestaltet wird.

Aus diesem Grund ist geplant, die Stellplatze in gro3flachigen Tiefgaragen unterzubringen.
Die nach den Richtzahlen der Garagen- und Stellplatzsatzung (GaStS) erforderlichen Stell-
platze werden jedoch bei der Umsetzung des Bauvorhabens nicht auf dem Geldnde unter-
gebracht werden kdnnen.
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Aus diesem Grund werden folgende Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan
vorgeschlagen:

1. Fdr den westlichen Bereich des Gelandes mit Geb&auden, die fir Sondernutzungen und
mit untergeordneter und besonderer Wohnnutzung errichtet werden (in der Anlage Y blau
dargestellt) soll abweichend von der GaStS vom 16.10.2015 die Méglichkeit eingeraumt
werden, die Anzahl der nach GaStS erforderlichen Garagen und Stellplatze einschlief3lich
der Besucherstellplatze um 50% zu reduzieren.

2. Fur den dstlichen Bereich des Geldndes mit Geb&uden fiur den freien Wohnungsmarkt
(im Lageplan Anlagen 6 und 10 gruin dargestellt) soll die Anwendung der GaStS festge-
setzt werden und somit die geforderten Stellplatze zu 100% gemal GaStS nachgewie-
sen und errichtet werden.

3. Besucherstellplatze sollen abweichend von § 6 der GaStS auch unterirdisch zulassig
sein.

Begrindung: Die Ausfihrungen der Hogner Bau GmbH sind nachvollziehbar und vertretbar
und sollen hier nochmals zusammengefasst und erganzt werden:

Der westliche Bereich mit den Sondernutzungen beinhaltet Gebaude, die Uberwiegend von
Menschen genutzt werden, die selbst keinen Stellplatz benétigen.

Fur die Cafeteria, den Andachtsraum sowie das Arztehaus sind entsprechend der GaStS im
Verhaltnis zu den Ubrigen Nutzungen im Gelande relativ viele Besucherstellplatze erforder-
lich. Da jedoch davon ausgegangen werden kann, dass deren Nutzung zum Grof3teil durch
die Bewohner des Gebietes erfolgen werden, die nicht anfahren mussen, ist hier eine Redu-
zierung gerechtfertigt. Das gleiche betrifft auch den Physiobereich.

Bei den besonderen Wohnnutzungen, die den MafRgaben des geférderten Wohnungsbaus
entsprechen bzw. fir Menschen mit besonderem Wohnbedarf vorgesehen sind, kann eben-
falls von einem reduzierten Stellplatzbedarf ausgegangen werden.

Die zentrumsnahe Lage des Gebietes sowie die Nahe zu den beiden Bushaltestellen des
Stadtverkehrs bewirken, dass Besucher das Gebiet zu Ful3, mit dem Fahrrad oder dem
OPNV erreichen.

Nach derzeitiger Planung wird im westlichen Planbereich von einem Bedarf von 110 Stell-
platzen ausgegangen. Die 50-%-ige Reduzierung bedeutet ein voraussichtliches Erfordernis
von etwa 56 Stellplatzen.

Im westlichen Bereich stehen liber 70 Stellplatze fir Besucher, Mitarbeiter und Bewohner
der Einrichtungen in diesem Bereich zur Verfigung. Somit wirde noch ein Puffer (von 17
Stellplatzen) zur Verfigung stehen.

Die Unterbringung der Besucherstellplatze in den Tiefgaragen bedingt, dass diese uneinge-

schrankt offentlich nutzbar sein missen. Dies kann gewéhrleistet werden, da der Vorhaben-

trager im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet wird, die dauerhafte 6ffentliche Zuganglichkeit zu
gewabhrleisten.

Zusatzlich werden an der GalgengartenstralRe durch die Hogner Bau GmbH 13 offentliche
Stellplatze geplant und auf eigene Kosten errichtet, die nicht zum Nachweis der notwendigen
Stellplatze fir das Quartier herangezogen werden durfen.

Insgesamt werden in und an dem Quartier tber 100 Stellplatze errichtet, um den Bedarf an
privaten und offentlichen Stellplatzen Rechnung zu tragen.
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2.2 Besondere Wohnnutzungen - sozialvertraglicher Wohnungsbau

Entsprechend des Stadtratsbeschlusses vom 27.03.2015 sind den Gremien des Stadtrates
planungsrechtliche grundstiicksbezogene Vorschlage zu unterbreiten, den sozialen Woh-
nungsbau in Schwabach zu férdern. Deshalb wurde der Aufstellungsbeschluss fir den S-
114-13 am 22.05.2015 mit dem zuséatzlichen Planungsziel, Flachenanteile fur den sozial ge-
forderten Wohnungsbau festzusetzen, erneut gefasst. Es sollte ein Anteil von ca. 20% der
Wohngeschossflache fir den sozial geférderten Wohnungsbau festgesetzt werden.

Der Beschluss bezieht sich auf das damalige Planungsziel, auf dem Gelande Wohngebaude
sowie einen Anteil von ca. 20% gewerbliche Nutzflachen zu errichten.

Mit Beschluss vom 21.12.2018 wurde der 0.g. Aufstellungsbeschlusses aufgehoben und der
Aufstellungsbeschluss fur den vorhabenbezogenen Bebauungsplan VEP S-IX-18 ,Quartier
Drei-S* mit neuem Nutzungskonzept gefasst. Dieses sah u.a. 20 mietpreisgebundene und
barrierefreie Wohneinheiten sowie 15 frei finanzierte Wohnungen vor.

Seitens des Amtes fir Senioren und Soziales wurde ein hoher Bedarf an kleinen barriere-
freien Wohneinheiten bescheinigt, insbesondere auch fir altere Ehepaare. Alle Wohnungen
als mietpreisgebundene Wohnungen auszuweisen wurde damals vom Stadtrat abgelehnt.

In der gegenwartigen Planung sind insgesamt 23 Wohnungen vorgesehen, davon sollen 8
Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt angeboten werden.

8 Wohnungen, die den MaRRgaben des geférderten Wohnungsbaus entsprechend, sollen in
der oberen Etage des Hauses fir Kinder geschaffen werden, die vorzugsweise fiir Familien
vorgesehen sind. Im obersten Geschoss des Seniorenzentrums sind 7 Seniorenwohnungen
geplant. Seitens des Amtes flir Senioren und Soziales wird dafiir ein groRer Bedarf gesehen.
Die 15 geplanten sozialvertraglichen Wohnungen tiberwiegen somit deutlich gegentber den
8 geplanten Wohnungen fur den freien Wohnungsmarkt.

Abhangig von der Nachfrage wahrend der Bauzeit ist auch eine Erweiterung der Zahl der
Wohnungen auf dem freien Markt auf maximal 15 kleinere Wohnungen denkbar, so dass ein
Verhaltnis von 15 sozialvertraglichen Wohnungen zu 15 Wohnungen auf dem freien Woh-
nungsmarkt als anzustrebendes Planungsziel angesteuert wird.

Im besten Sinne als geférderter Wohnungsbau kdnnen die geplanten 30 Demenz-
Wohnplatze mit geschutzter Dachterasse im Haus S und die geplanten 24 Wohnplatze in
der-Wohngruppen fur Menschen mit Hilfebedarf im Haus B angesehen werden.

Die konkreten Regelungen zu den besonderen Wohnnutzungen werden im Durchfihrungs-
vertrag zum Vorhaben- und Erschlieldungsplan getroffen.

2.3 Larmgutachten

Das Larmgutachten liegt in der Vorentwurfsfassung vor. Im weiteren Verfahren werden
die noch offenen Fragen geklart, weitere Mdglichkeiten der Larmreduzierung geprtift und
das Larmgutachten fortgeschrieben. Der Entwurf des Larmgutachtens soll dann als Anla-
ge der Begriindung beigefiigt werden.

a) Auf das Plangebiet wirken StralRengerdusche ausgehend von den angrenzenden Stra-
Ren ein. Es ergeben sich in den westlichen Bereichen des Plangebietes Uberschreitun-
gen der Orientierungswerte der DIN 18005 und der 16.BImSchV durch die Nérdliche
RingstralRe und die beiden Knotenpunkte. Die geplante Umgestaltung der Staedtlerstra-
Re tragt auch zu den rechnerisch festgestellten Uberschreitungen bei.

Aktive Larmschutzmaflinahmen wurden untersucht, sind jedoch nicht empfehlenswert.
Deshalb werden im vorhabenbezogenen Bebauungsplan die empfohlenen passiven
Schallschutzmafl3nahmen (Schallschutzfenster in Verbindung mit schallgedammten Luf-
tungseinrichtungen) fur die Bebauung des Plangebietes festgesetzt.
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b)

d)

3.

Die im Verkehrsgutachten vorgeschlagenen Ampelanlagen an den Knotenpunkten Sta-
edtlerstralle und Galgengartenstraf3e wurden im Gutachten gesondert betrachtet. Da
diese zu einer weiteren Erhdhung der Larmpegel fuhren wirden, empfiehlt der Larmgut-
achter auf die Ampelanlagen zu verzichten. Dies hat jedoch negative Auswirkungen auf
den Verkehrsfluss und die Verkehrssicherheit. Das Thema ,Ampeln Ringstrafle® ist im
Mobilitatskonzept zu vertiefen und im Zusammenhang zu betrachten. Hierbei ist auch
von Bedeutung mit welchen grundsatzlichen Zielsetzungen das Thema Mobilitat in der
Stadt Schwabach in Zukunft angegangen wird.

Die Planung fuihrt an der bestehenden Wohnbebauung im Umfeld des Geltungsbereiches
zu einer Pegelerhéhung der Verkehrsgerdausche durch steigende Verkehrszahlen und
durch Reflexionen an der geplanten Bebauung.

An einigen Bestandsgeb&uden der Nordlichen Ringstral3e werden in der Prognose ohne
das Bauvorhaben bereits die Orientierungswerte der DIN 18005 und der 16.BImSchV
Uberschritten. Die Schwellenwerte zur Gesundheitsgefahrdung werden an einigen Be-
standsgebauden nachts erreicht. Das bedeutet Handlungsbedarf durch die Stadt.

Hierzu wird auf die geplante Larmkartierung der Ortsstral3en mit mehr als 8.000 Kfz / 24
h verwiesen. Sobald diese vorliegt, werden auf dieser Basis und der Larmkartierung fur
Bundes- und StaatsstraRen des LfU fir die wichtigsten Larmbrennpunkte MafRnahmen
aufgezeigt und geprift. Der Handlungsrahmen hier unter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen Abhilfe zu schaffen, ist jedoch begrenzt. Der Gutachter empfiehlt die Ausweisung
von Tempo 30 aus Larmschutzgriinden nachts und ein kommunales Larmschutzfenster-
programm. Im Rahmen des geplanten Mobilitdtskonzeptes soll geprift werden, ob
Durchgangsverkehr von der RingstralRe auf die Firther- und Weil3enburger Stral3e verla-
gert werden kann. Auch eine mdgliche Umklassifizierung der Nordlichen Ringstral3e (jetzt
Bundesstral3e) wird in diesem Zusammenhang untersucht.

Erste Ergebnisse des Larmgutachtens deuten darauf hin, dass in der Staedlerstraf3e mit
Pegelerh6hungen der Verkehrsgerdusche zu rechnen ist. Der Gutachter empfiehlt die
Sperrung der Staedtlerstral3e fir den Schwerlastverkehr. Aufgrund des Verkehrskonzep-
tes des Vorhabens (Verzicht auf eine Wendemdéglichkeit fir Millifahrzeuge) missen der
Lieferverkehr und die Mullabfuhr von Osten einfahren kdnnen. Ein solches Verbot kdnnte
nur fir den durchgehendenden Schwerverkehr realisiert werden (Anlieger frei). Hier sind
noch andere mogliche MaRnahmen der La&rmminderung im Rahmen der weiteren Bear-
beitung zu prufen.

Des Weiteren befindet sich stdlich eine gewerbliche Nutzung im Bestand, die Gerau-
schimmissionen im Plangebiet verursachen kann. MaBnahmen zum Schutz des Plange-
bietes vor Gewerbegerauschen durch den Betrieb sind nicht erforderlich.

Vom Plangebiet gehen zudem Gerdusche durch die Zufahrten bzw. Ausfahrten an den
geplanten Tiefgaragen und oberirdischen Stellplatzen sowie durch den sonstigen anla-
genbezogenen Fahrverkehr innerhalb des Plangebietes aus. Diese halten die Anforde-
rungen der TA L&rm ein.

Weiteres Vorgehen und Zeitablaufplanung

Nach Zustimmung zum vorliegenden Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
sowie des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes soll mit diesen Unterlagen die Offentliche
Auslegung und Beteiligung der Behtrden und sonstigen Tréager oOffentlicher Belange durch-
gefuhrt werden.

Es wird grundsatzlich von einer nochmaligen 6ffentlichen Auslegung des Entwurfs ausge-
gangen, da insbesondere die Schallschutzproblematik noch nicht abschlie3end geklart wer-
den konnte.
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Der Vorhabentrager wird unabhangig davon im Sommer 2020 mit den ErschlieRungsarbeiten
beginnen. (siehe Terminplanung der Fa. Hogner, Anlage 11)

Parallel dazu wird von der Stadtverwaltung der Durchfiihrungsvertrag ausgearbeitet.

I1l. Kosten

Der Beschluss l6st keine weiteren Kosten aus.

IV. Klimaschutz

Die Umnutzung einer innerstadtischen ehemaligen Industriebrache in Form einer verdichte-
ten Bebauung, die Flachen mehrfach geschichtet (z.B. Tiefgarage unter begriintem Innen-
hof) nutzt, bewegt sich im Rahmen des Klimaschutzes. Durch festgesetzte Begriinungsmaf3-
nahmen insbesondere Dachbegriinungen sollten die Auswirkungen auf das Klima gemildert
werden.

Vielfaltige Nutzungsformen im Quartier in zentrumsnaher Lage mit guter Anbindung an den
OPNV lasst kurze Wege erwarten und reduziert so den Fahrverkehr.

Seite 8 von 8



	Anlage
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	SMC_BM_VOTEXT5
	Sachverhalt

